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DAS STEUER- UND GROLLBLATT

am Anfang des Jahres forderte ich einen neuen politischen Sti l ein, der
von Wertschätzung geprägt sein muss und sich sowohl in verbalem Lob
als auch in finanziel ler Anerkennung für al le ausdrücken sollte (siehe
dazu Steuer- und Grollblatt Nr. 1 Seite 3). Selbst die Vorstufe dazu, die
erforderl iche Fürsorgepfl icht für die Beschäftigten, lassen die derzeit
pol itisch Verantwortl ichen vermissen.
So wurden die Hoffnungen der Personalräte der Berl iner Finanzämter,
in einem Erörterungstermin dem Finanzsenator die missl iche Arbeitssi-
tuation in den Finanzämtern schildern zu können und damit eine Abhilfe
zu erreichen, enttäuscht.
Den Vorwurf, sich für die Belange der Beschäftigten in seiner Verwaltung nicht ausreichend ge-
nug zu interessieren und nicht ausreichend genug über deren Sorgen und Nöte zu wissen, wies
er vehement zurück. Allerdings l ieferte Herr Dr. Nußbaum in diesem Gespräch ständig Beispie-
le für die Berechtigung dieses Vorwurfes.
Dem Finanzsenator war nicht vermittelbar, dass ein Grundübel die prekäre Personalsituation in
den Finanzämtern ist. Einem Finanzsenator, der die bundeseinheitl iche Personalbedarfsquote
(PersBB) für eine "gewerkschaftl ich gesteuerte Idealvorstel lung" hält (vgl. Tagesspiegel vom
08.03.2011 ), stel lt sich mit dieser Feststel lung selbst ins Abseits. Auf den richtigstel lenden Hin-
weis, dass es sich bei der PersBB um eine nach bundeseinheitl ichen Mustern von der Verwal-
tung selbst berechnete Bedarfszahl handelt, reagierte er recht unwirsch. Er äußerte gar die
Vermutung, dass dieses Gespräch selbst bei einer 1 00%igen Ausschöpfung der Personalbe-
darfsquote zustande gekommen wäre und die Personalräte auch dann ähnlich oder gar in glei-
cher Weise über die Arbeitssituation klagen würden. Mit dieser dreisten Behauptung
begründete er seine mangelnde Absicht, über Maßnahmen wie Stel lenanmeldungen oder Per-
sonalverstärkungen nachdenken zu wollen.
Es machte alle Personalräte wütend, dass der Finanzsenator der Möglichkeit einer objektivie-
renden Diskussion über die Personalsituation in den Finanzämtern auswich. Selbst der mit sta-
tistischem Zahlenmaterial belegbare Arbeitszuwachs in den Finanzämtern wurde vom
Finanzsenator mit dem Hinweis gekontert, dass auch in der Arbeitswelt außerhalb der Finan-
zämter der Stress und der Arbeitsdruck um ein Vielfaches gestiegen sei. Erst beim Verlesen der
Email einer Beschäftigten, mit der sie sich gegenüber dem Personalrat über den Arbeitsdruck
und Stress auf der Arbeit beklagte und die Auswirkung auf ihre Gesundheit, ihre Psyche und ihr
Privatleben schilderte, zeigte der Finanzsenator zum ersten Mal die von einem politisch Verant-
wortl ichen erwartete Betroffenheit.
Konsequenzen, wie Stel lenanmeldungen und Personalverstärkungen, l ieß er aber bis zum heu-
tigen Tage nicht folgen. Maßnahmen wie Übernahmegarantie und Beibehaltung der hohen Aus-
bildungszahlen und des Einstel lungskorridors schaffen keine verbesserte Personalsituation,
sondern manifestieren nur den schon bereits vorhandenen Mangel.
Wir werden daher in diesem (Wahl-)Jahr die Gespräche mit den Fraktionen im Abgeordneten-
haus weiterhin intensiv führen, um mit Verbündeten eine Verbesserung der Personalsituation in
den Finanzämtern zu erreichen.

Mit kol legialen Grüßen
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DetlefDames

Liebe Kolleginnen und Kollegen,
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Am 22. Februar 2011 erläuterte der Berl iner SPD-
Landes- und Fraktionschef Michael Müller (l . ) die
wirtschaftspolitischen Positionen seiner Partei im
Landesvorstand des dbb beamtenbund und tarifunion
berl in. Nach der anschließenden Diskussion nutzte
der DSTG-Landesvorsitzende Detlef Dames die Ge-
legenheit, um die desaströse Personalsituation in den
Berl iner Finanzämtern mit Michael Müller zu erörtern.

Der Senat hat dem Berl iner Abgeordnetenhaus die Gesetzentwürfe für ein 2. Dienstrechtsän-
derungsgesetz (Schwerpunkt Laufbahnrecht) und zur Überleitung und Änderung von Besol-
dung und Versorgung (Berl iner Besoldungsneuregelungsgesetz - BerlBesNG) vorgelegt. Dies
nahm der dbb beamtenbund und tarifunion berl in zum Anlass, Gespräche mit den Spitzen der
Fraktionen zu führen. Seitens der DSTG nahm der stel lvertretende Landesvorsitzende Mario
Moeller tei l , der auch Vorsitzender des Dienstrechtsausschusses des dbb berl in ist. Neben der
Kritik an den Gesetzentwürfen (insbesondere Beschränkung der Fortkommensmöglichkeiten,
Zukunft der Spitzenämter, Beurtei lungen und vor al lem fehlende Besoldungsperspektive) wur-
de auch jeweils die Situation in den Berl iner Finanzämtern thematisiert.
Die Gespräche mit den Regierungsfraktionen folgen demnächst.

7. März 2011 - FDP:
Joachim Jetschmann (dbb-Landesvorsitzender)

Björn Jotzo (FDP, innenpolitischer Sprecher)

Christoph Meyer (FDP, Fraktionsvorsitzender)

Mario Moeller

16. März 2011 - Bündnis 90/Die Grünen:
Oliver Schruoffenegger (B'90/Grüne, haushaltspoliti-

scher Sprecher)

Frank Becker (stel lv. dbb-Landesvorsitzender)

Joachim Jetschmann (dbb-Landesvorsitzender)

Ramona Pop (B'90/Grüne, Fraktionsvorsitzende)

Volker Ratzmann (B'90/Grüne, Fraktionsvorsitzender)

Mario Moeller

17. März 2011 - CDU:
Frank Becker (stel lv. dbb-Landesvorsitzender), Joachim Jetschmann (dbb-Landesvorsitzender), Brigitte Dietrich

(stel lv. dbb-Landesvorsitzende), Dr. Frank Henkel (CDU, Fraktionsvorsitzender), Sven Rissmann (CDU,

rechtspolitischer Sprecher), Robin Juhnke (CDU, innenpolitischer Sprecher), Mario Moeller

PP
OO
LL
II TT
II SS
CC
HH
EE
KK
OO
NN
TT
AA
KK
TT
EE



66

DAS STEUER- UND GROLLBLATT
TT
AA
RR
II FF

ÜÜBBEERRLLEEIITTUUNNGG IINN DDEENN TTVV--LL -- MMIITTTTEEIILLUUNNGG AANN BBEETTRROOFFFFEENNEE BBEESSCCHHÄÄFFTTIIGGTTEE

Die Senatsverwaltung für Finanzen hat die rechtzeitige Information aller in das neue Ta-
rifrecht überzuleitenden Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer zugesagt. Die Mitteilungen

sollen im Mai/Juni 2011 allen betroffenen Kolleginnen und Kollegen zugesandt werden.

TTAARRIIFFAABBSSCCHHLLUUSSSS 220011 11 -- UUMMSSEETTZZUUNNGG IINN BBEERRLLIINN

Im Februar 2011 hat die dbb tarifunion mit den Arbeitgebern der Länder - TdL - einen Tarifver-
trag zur Anpassung der Entgelte und mit weiteren Regelungen abgeschlossen. Im Folgenden

werden die Auswirkungen auf die Berliner Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer dargestellt.

weiter S. 8

Die DSTG empfiehlt eine unverzügliche Prüfung der Mittei lung, insbesondere des ausgewiesenen

Vergleichsentgelts und der durch die Überleitung zugewiesenen Entgeltgruppe. Fehler müssen in-
nerhalb einer Ausschlussfrist von 6 Monaten (§ 37 TV-L) geltend gemacht werden. Diese Frist be-
ginnt nach Absprache mit der Senatsverwaltung für Finanzen mit der Aushändigung der

Überleitungsmittei lung. Nach der Zuordnung zur Entgeltgruppe, die im Überleitungstarifvertrag TVÜ-

L eindeutig und nicht variabel aufgrund der Vergütungsgruppe einschließlich im BAT/BAT-O vorgese-
hener Bewährungsaufstiege festgelegt ist, erfolgt die Einordnung in die individuel le Zwischenstufe

bzw. individuel le Endstufe der jeweil igen Entgeltgruppe.

Für die Stufeneinordnung ist das Vergleichsentgelt maßgeblich. Das Vergleichsentgelt setzt sich aus

4 Bestandtei len zusammen, die am 31 .1 0.201 0 vorgelegen haben. Das Datum ist mit zwei Ausnah-
men ein fester Berechnungsstichtag. Ausgegangen wird von der im Oktober 201 0 maßgeblichen

Grundvergütung gemäß BAT/BAT-O (Vergütungsgruppe, Lebensaltersstufe), hinzu kommen der So-
ckelbetrag von 65 €, die Allgemeine Stel lenzulage und der Ortszuschlag, mindestens Stufe 1 . Die

Stufe des Ortszuschlags richtet sich nach dem Famil ienstand am 31 .1 0.201 0 - verheiratet und Ehe-
gatte nicht im öffentl ichen Dienst bzw. bereits in den TV-L oder TVöD übergeleitet: Stufe 2, ledig/ge-
schieden/Ehegatte Beamter/Beamtin: Stufe 1 .

Die beiden Ausnahmen von der Stichtagsregelung sind zum Einen das Erreichen einer höheren Le-
bensaltersstufe nach BAT/-O im November 201 0 und zum Anderen ein im November 201 0 erreichter

Bewährungsaufstieg. In diesen Fällen wird mit der erreichten Lebensaltersstufe bzw. mit der höhe-
ren Vergütung aus dem November 201 0 das Vergleichsentgelt errechnet.

Kindergeldantei le aus dem Orts- bzw. Sozialzuschlag werden ebenso wie Tätigkeitszulagen, z.B.

Außendienst-, Wechselschicht-, Schichtzulage, nicht in das Vergleichsentgelt einbezogen, jedoch

fortgezahlt, solange die jeweil igen tarifrechtl ichen bzw. gesetzl ichen Voraussetzungen für die Bezah-
lung erfül lt sind.

Wenn Sie Fragen zu Ihrer "Überleitung" haben, stehen Ihnen die Mitgl ieder des DSTG-Bezirksgrup-
penvorstands und der DSTG-Landesleitung für Auskünfte gern zur Verfügung.

Erläuternd vorauszuschicken ist der Hinweis auf den am 1 . November 201 0 in Berl in in Kraft getrete-
nen Angleichungs-Tarifvertrag, der für die Übernahme von Entgeltanpassungen und für die Entgelt-

angleichung an das Niveau der übrigen Bundesländer festgelegte Termine und Berechnungsmaß-
stäbe beinhaltet.

Die dbb tarifunion hat mit der TdL eine mehrstufige Anhebung der Entgelte vereinbart, die in zwei

Raten erfolgen wird. Zunächst gi lt für das Jahr 2011 eine Anhebung der Entgelte um 1 ,5 % zum 1 .

Apri l sowie eine Einmalzahlung in Höhe von 360 €. Für Teilzeitbeschäftigte wird die Einmalzahlung

antei lmäßig erbracht.

In Berl in wird die Anhebung der Entgelte wegen der besonderen tarifl ichen Regelung zum Oktober

2011 erfolgen. Die Einmalzahlung wird tarifvertragl ich im Dezember 2011 geleistet.

Bereits zuvor werden die Vergleichsentgelte und Tabellenentgelte im August 2011 von derzeit 94 %

des Niveaus der übrigen Bundesländer auf 97 % erhöht. Damit wirken sich sowohl die Tarifanhe-
bung als auch die Einmalzahlung mit 97 % aus.
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Hat sich Ihre Arbeitszeit (Teilzeit) verändert? Sind Sie in Elternzeit?
Oder hatten Sie das unglaubliche Glück, befördert oder höhergruppiert
zu werden?

Bitte denken Sie daran, dass diese Änderungen für Ihre Gewerkschaft
von Bedeutung sind, um Ihnen die gesamte Leistungspalette der DSTG
zur Verfügung stellen zu können - und das für den zutreffenden
unverschämt günstigen Beitrag.

Teilen Sie uns also die genannten Veränderungen bitte zeitnah mit
(Kontaktdaten siehe Impressum).

LLIIEEBBEESS MMIITTGGLLIIEEDD,, SSIINNDD SSIIEE UUMMGGEEZZOOGGEENN??
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DDOOPPPPEELLKKOOPPFF--TTUURRNN IIEERR 220011 00
In 201 0 waren - über das Jahr gesehen - wieder ein paar mehr Spieler anwesend als im Vorjahr, al-
lerdings tei lweise wieder nur sehr sporadisch, so dass einer der üblichen Verdächtigen für den Kreis

der Pokalanwärter diesmal nur auf Rang 6 zu finden ist. Bedingt durch den Umzug des Finanzamts

Wilmersdorf musste auch der Spielort für die letzten 3 Spieltage in die Außenstel le des Finanzamts

Friedrichshain-Kreuzberg verlegt werden. Da im neuen Dienstgebäude des Finanzamts Wilmersdorf

auch keine geeigneten Räumlichkeiten zur Verfügung stehen (nicht einmal, um Getränke kalt stel len

zu können), werden auch die künftigen Spieltage in der genannten Außenstel le, Mehringdamm 11 0

(U-Bhf. Platz der Luftbrücke) stattfinden. Zur Planung, ob der jeweil ige Turniertag dann in der 2. oder

der 1 . Etage durchgeführt wird, ist eine rechtzeitige Anmeldung dringend erforderl ich. Hierfür steht

der neue Organisator Andreas Stiemert entweder per e-mail oder telefonisch unter 1 4575 bzw.

01 63/8387630 zur Verfügung.

Als Preise an den ersten Spieltagen gibt es pro drei Spieler/Spielerinnen einen Preis (gemischte

Sach-/Geldpreise). Am letzten Spieltag erhält wie bisher jede/r Teilnehmer/in einen Preis und die drei

Besten erhalten einen Pokal - bei mehr Teilnehmerinnen gibt es auch einen Damenpokal.

Abschlusstabelle 201 0:

1 . Andreas Micke (527), 2. Harald Bialowons (497), 3. Andreas Stiemert (459),

4. Bernd Bohrisch (434), 5. Wolfgang Haß (374), 6. Rolf Herrmann (367),

7. Dietmar Adamietz (359), 8. Ralf Kollock (345), 9. Anke Knafla (345),

1 0. Ingo Steinke (226), 1 1 . Elke Ersig (1 72), 1 2. Thomas Prey (1 03),

1 3. Rainer Feldmann (99), 1 4. Petra Jacobi (90), 1 5. Thomas Exner (89)

weitere Termine 2011 :

1 9.05. , 25.08. , 1 3.1 0. und 24.11 .

Die für das Jahr 201 2 vereinbarte Anhebung findet in Berl in im Jul i 201 2 statt und beinhaltet eine

vergleichsweise sechsmonatige Verzögerung. Die Vergleichs- und Tabellenentgelte erhöhen sich um

1 ,9 % und anschließend um einen Spitzenbetrag, jeweils auf der Basis von 97 %. Der Spitzenbetrag

wird deshalb 1 6,49 € betragen.

Die Garantiebeträge nach § 1 7 Abs. 4 TV-L und die Besitzstandszulagen nach §§ 9 und 11 TVÜ-L

(Vergütungsgruppenzulage, Kindergeldantei le aus dem ehem. Ortszuschlag) erhöhen sich im ent-
sprechenden prozentualen Umfang.

Der nach langen Verhandlungen der dbb tarifunion mit dem Land Berl in, insbesondere mit Unterstüt-
zung der DSTG-Berl in, geschlossene Angleichungs-Tarifvertrag mit seinen Maßgaben zur Anwen-
dung des TV-L und TVÜ-L stel lt sicher, dass auch die folgenden Entgelterhöhungen in Berl in

umgesetzt werden, zunächst noch zeitversetzt, vom Jahr 201 4 an jedoch zeitgleich.

Die Tarifpartner haben sich neben den entgeltl ichen Erhöhungen auf das Inkrafttreten einer neuen

Entgeltordnung zum 1 . Januar 201 2 verständigt, die die bislang noch gültige Vergütungsordnung

und das Lohngruppenverzeichnis ersetzen wird. Damit erfolgen Eingruppierungsangelegenheiten

nicht mehr auf der Basis von überholten Tätigkeitsmerkmalen. Die Neuregelung war, insoweit gi lt es

daran zu erinnern, einer der Anlasspunkte zur Modernisierung des alten Tarifrechts: Start 2002 mit

einer "Prozessvereinbarung zur Schaffung eines neuen Tarifrechts", Abschluss des TV-L im Jahr

2006 ohne Fortschritte bei der Entgeltordnung, 2009 Verlängerung von Besitzstandszeiten wegen

des Fehlens einer Entgeltordnung. Für sogenannte Bestandsbeschäftigte, das sind al le aus dem al-
ten Tarifrecht in den TV-L am 31 .1 0.201 0 Übergeleiteten, besteht auch weiterhin Bestandsschutz bei

der Eingruppierung.

Auf eine Neuregelung der Alterstei lzeit konnten sich die Tarifpartner hingegen leider nicht verständi-
gen.

Der Tarifvertrag läuft hinsichtl ich seines Entgelttei ls mindestens bis zum 31 .1 2.201 2.




